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Die Spielregeln amMarkt haben sich um 180 Grad
gedreht: Noch vor 20 Jahren ergründeten Studien,
ob es möglich sein könnte, beimWirtschaften auch
ethische, soziale und ökologische Aspekte zu be-
rücksichtigen, ohne Renditeeinbussen zu riskieren.
Heute fürchten Unternehmen spürbare Rendite-
einbussen, wenn sie solche Kriterien ignorieren.

Nachhaltigkeit ist eine Dimension, in der sich
Unternehmen einen Wettbewerbsvorteil verschaf-
fen können – wenn sie rasch handeln.Das sagt nicht
etwa eine grüne Nichtregierungsorganisation, son-
dern eine führende globaleUnternehmensberatung,
deren Modelle alle Studierenden der Betriebswirt-
schaftslehre schon im ersten Semester kennen ge-
lernt haben: die Boston Consulting Group (BCG).

Zeitfenster für einen Kurswechsel

Warum soll ausgerechnet jetzt das Momentum
ideal sein, um durch Nachhaltigkeit auf die Über-
holspur zu kommen? Es ist eine Konstellation ver-
schiedener Faktoren, argumentiert die BCG in
einer ihrer «Excecutive Perspectives». So haben der
Klimawandel und die schwindende Biodiversität
die Regulatoren auf den Plan gerufen. Die gesetz-
lichen Rahmenbedingungen verschärfen sich rund
um den Globus, besonders seit die Uno 2015 ihre
Agenda 2030 mit den 17 Zielen für eine nachhaltige
Entwicklung lanciert hat. Längst gehört Nachhal-
tigkeit in jedes Risikomanagement.Das «grüne Ge-
wissen» verschiedener Anspruchsgruppen von der
Kundschaft bis zu den Investoren ist so gewachsen,
dass diese abspringen können, wenn sie Nachhal-
tigkeit nicht als Teil des Tagesgeschäfts eines Un-
ternehmens wahrnehmen.

Die gute Nachricht für Unternehmen:Der tech-
nologische Fortschritt führt zu bahnbrechenden In-
novationen, von denen manche das Potenzial zum
Gamechanger aufweisen. Vor allem aber sind auf-
grund der aktuellen wirtschaftlichen Flaute ver-
schiedeneAktienkurse gesunken und wieder mehr
Menschen mit Know-how im Nachhaltigkeits-
bereich am Markt verfügbar.

Hohe Verfügbarkeit von Fachpersonal

Konkret sind zum Beispiel dieAktien in Branchen
wie Elektromobilität, Ernährung aus alternativen
Proteinen und Batterieproduktion in den letzten
Monaten teilweise um 30 bis 60 Prozent eingebro-

chen.Parallel dazu haben wichtige Firmen imNach-
haltigkeitssektor ihren Personalbestand reduziert.
Betroffen sind unter anderen die Windenergie in
den USA,der BereichVertical Farming mit Indoor-
Gemüseanbau – hier hat eine Firma über die Hälfte
derAngestellten freigestellt – sowie auch Lithium-
batterie-Anbieter. Dies bietet Unternehmen die
Chance, Fachleute zu rekrutieren sowie innovative
Firmen zu akquirieren und vergleichsweise günstig
nachhaltige Kompetenzen aufzubauen.

Letzteres haben viele Unternehmen auch drin-
gend nötig. «Quer durch alle Branchen hinweg
stehen noch immer zahlreiche Unternehmen
ganz am Anfang», sagt Joachim Stephan, Mana-
ging Partner von BCG Switzerland: «Wir beobach-
ten eine breite Unsicherheit über regulatorische
Rahmenbedingungen, Reporting-Pflichten sowie
über die Kunden- und Stakeholder-Kommunika-
tion.» Der Durchbruch dürfte Unternehmen laut
Joachim Stephan erst dann gelingen, wenn sie es
schaffen, Nachhaltigkeit als Geschäftsmodell zu
etablieren und damit Shareholder Value – einen
Mehrwert für die Aktionärinnen und Aktionäre
– zu generieren. Nachhaltigkeit sei zwar ein rela-
tiv neues Ziel, aber die grundlegenden Prinzipien
der Unternehmenstransformation gelten nach wie
vor.Und diese zählt bekanntlich zu den Kernkom-
petenzen der BCG.

Von den Besten lernen

Doch wie sollen Unternehmen ihre Wertschöp-
fung via Nachhaltigkeit steigern? Die BCG hat
unzählige Unternehmen analysiert, die nachhal-
tige Vorreiter sind – und davon ökonomisch pro-
fitieren. Um drei Beispiele zu nennen: Da ist ein
Maschinenbaukonzern, der erkannt hat, dass Öko-
logie und Ökonomie Hand in Hand gehen. Er ent-
wickelt Lösungen, die auf Hightech-Präzision, al-
ternative Energien und das Prinzip der Kreislauf-
wirtschaft setzen. So unterstützt er Kunden darin,
durch Effizienzvorteile gleichzeitig profitabler wie
nachhaltiger zu werden.

Ein zweiter nachhaltiger Branchenprimus ist
der US-Lebensmittellieferant Sysco. Er hat ana-
lysiert, dass rund 18 Prozent der globalen Treib-
hausgasemissionen aufs Konto der Land- und
Forstwirtschaft gehen sollen. Zugleich wächst
der Markt für nachhaltige Lebensmittel dreimal
schneller als jener für konventionelle. Sysco stellt
darum Nachhaltigkeit ins Zentrum der Unterneh-
mensstrategie. So testet der Konzern nicht nur In-
door-Farming-Lösungen der nächsten Generation,
um Lebensmittel frisch und lokal zu produzieren,
sondern elektrifiziert auch seine Fahrzeugflotte
und reduziert den Abfall.

Spannend ist, dass sogar einem führenden Che-
miekonzern mit bisher grossem ökologischem
Fussabdruck der Kurswechsel gelungen ist. Mit
Nachhaltigkeit will er neue Geschäftsfelder er-
schliessen. Hierzu hat er eine neue Strategie kon-
zipiert und die Governance so aufgesetzt, dass sie
denWandel hin zur Dekarbonisierung unterstützt.
Klar, dass das auch eine nachhaltigere Produkt-
palette verlangt. EinAnlass für Investorinnen und
Investoren hat gezeigt:Die Neuausrichtung kommt
auch bei den Kapitalgebern gut an.

Mit drei Hebeln zum Gewinner

Aus solchen Beispielen leitet die BCG drei Hand-
lungsfelder ab, wie Unternehmen ihren Wert
signifikant steigern können. Erstens gilt es, die
Nachhaltigkeit in Einklang mit dem Geschäfts-
modell zu bringen. Wer seine Produkte gezielt
anpasst, kann von der wachsenden nachhaltigen
Nachfrage profitieren. Zweitens braucht es einen
ganzheitlichen Ansatz für eine nachhaltige Trans-
formation über alle Unternehmensbereiche hin-

weg. Drittens ist sicherzustellen, dass die Dekar-
bonisierung für dieAktionärinnen undAktionäre
Mehrwert schafft – denn die Reise in die Zukunft
muss auch finanziert werden können. Hierzu sind
die Governance-Strukturen entsprechend aufzu-
stellen.

Man könnte einwenden, dass es einfach ist,
von der Beraterperspektive aus nachhaltige Er-
folgsrezepte zu formulieren. Doch was die BCG
predigt, lebt sie auch selbst vor: So hat sie selbst
ihre Fähigkeiten in der Nachhaltigkeitstransfor-
mation erweitert, indem sie die Schweizer Nach-
haltigkeitsberatungsfirma Quantis mit mehr als
250 Umweltexpertinnen und -experten erworben
hat. Der Beratungsansatz der BCG integriert die
Nachhaltigkeitsagenda von Kunden und fokus-
siert auf deren Wertschöpfung.

Die BCG und die von ihr identifiziertenTop 100
in Sachen Nachhaltigkeit zeigen, dass ein Wandel
in jeder Branche möglich ist – man muss ihn nur
richtig aufgleisen.

Die Reise in eine nachhaltige Zukunft muss auch finanziert werden können. Hier gilt es, Governance-Strukturen entsprechend aufzustellen. FOTO: PD

Fünf Schritte zum
nachhaltigen Kurswechsel

1. Klären Sie ab, wie der Klimawandel und
die Umweltzerstörung die Wertschöp-
fungskette IhresUnternehmens beeinflussen.

2. Analysieren Sie genau, wie der Trend
zur Nachhaltigkeit die Geldflüsse in der
Branche umleitet.

3. Setzen Sie Ihre nachhaltige Strategie ent-
schieden um und erweitern Sie die Fähig-
keiten des Unternehmens entsprechend.

4. Prüfen Sie auch Gelegenheiten für Firmen-
zukäufe, um IhrAngebot zu erweitern.

5. Formulieren Sie Ihre Strategie gegen-
über Investorinnen und Investoren über-
zeugend.

Erst wenn Nachhaltigkeit
elementarer Teil des
Geschäftsmodells ist, generiert
es einen Mehrwert für
Aktionärinnen und Aktionäre.

Warum Unternehmen jetzt in Nachhaltigkeit
investieren sollten

Kaum ein Unternehmen veröffentlicht ein Strategiepapier, ohne die Nachhaltigkeit zu betonen. Schwerer fällt die Umsetzung:
Nur eines von fünf Unternehmen ist gut unterwegs, um seine Emissionsziele zu erreichen, stellt die Unternehmensberatung Boston
Consulting Group fest. Sie empfiehlt Firmen, jetzt in Nachhaltigkeit zu investieren, um sich am Markt einen Vorsprung zu verschaffen.

Dieser Inhalt wurde von
NZZ Content Creation
imAuftrag von BCG erstellt.
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Verzicht auf Bundesgarantien

Die UBS ist zur Staatsbank geworden
THOMAS FUSTER

Im März wurde die UBS gleich in doppelter Hin-
sicht zu einer faktischen Staatsbank. Zum Ersten,
weil sie die Übernahme der strauchelnden Credit
Suisse nur aufgrund milliardenschwerer Garantien
des Staates stemmen konnte. Zum Zweiten, weil
nach der Einverleibung der CS klarwurde, dass die
neu entstandene Bank endgültig zu gross war, als
dass man sie bei einer künftigen Krise würde unter-
gehen lassen können.Die neue UBS ist mehr denn
je «too big to fail». Die implizite Staatsgarantie hat
bei ihr geradezu expliziten Charakter.

Die Idee der Staatsbank widerspricht natürlich
dem Selbstverständnis der UBS.Die Bank braucht
Handlungsspielraum. Sie will sich nicht von der
Politik vorschreiben lassen, was zu tun und zu las-
sen ist. Die UBS verzichtet daher auf sämtliche
Garantien des Bundes und der Schweizerischen
Nationalbank (SNB) mit Blick auf die Übernahme
der Credit Suisse. Das betrifft erstens die Verlust-
garantie über 9 Milliarden Franken, die der Bund
gewährt hatte.Aufgelöst wird zweitens jeneVerein-
barung, bei welcher der Bund eine Ausfallgarantie
für Liquidität der SNB gesprochen hatte.

Dass die UBS die staatlichen Krücken beiseite-
legt, ist zu begrüssen.Auch im Bundesrat dürfte die
Erleichterung gross sein.Den Steuerzahlern wenige

Monate vor den Parlamentswahlen verkünden zu
können, der Bund trage ab sofort keine Risiken
mehr, ist von hohem politischem Wert. Zwar wer-
den die unschöne Notfusion vom 19.März und die
Zukunft der UBS ein wichtiges Thema bleiben in
Bundesbern. Dass dem Bund aus den gesproche-
nen Garantien keine Verluste entstehen und das
damit verbundene Notrecht gegenstandslos wird,
trägt aber zur Entspannung bei.

Der Zeitpunkt, zu dem der Verzicht auf die
Garantien bekanntgegeben wird, ist gut gewählt.
Voraussichtlich gegen Ende August will die UBS
ihre Pläne für die Übernahme der Credit Suisse
bekanntgeben. Einiges deutet darauf hin, dass
sie auch das Schweizer Geschäft der ehemaligen
Konkurrentin vollumfänglich übernehmen wird.
Die Hoffnung vieler Politiker in Bundesbern, die
UBS werde die einheimischen Einheiten der Cre-
dit Suisse als eigenständiges Institut weiterführen
oder abspalten, dürfte unbegründet bleiben. Mas-
senentlassungen sind absehbar.

Der politische Aufschrei gegenüber einer sol-
chen Vollintegration wäre deutlich lauter, wenn
die Auslöschung der Credit Suisse mit staatlicher
Finanzhilfe über die Bühne ginge. Das ist nun vor-
dergründig nicht länger der Fall. Doch Tatsache
bleibt, dass die UBS in den vergangenen Monaten
von massiven Subventionen des Staates profitiert

hat. Dass diese Hilfe – ähnlich wie im Nachzug zur
UBS-Rettung von 2008 – den Steuerzahler nichts
kosten wird, konnte Mitte März noch niemand wis-
sen. Der Bund ging damals inmitten grösster Un-
sicherheit enorme Risiken ein.

Es gibt daher keinen Grund, sich auf die Schul-
tern zu klopfen – weder im Bundesrat noch bei
der SNB. Denn das zentrale Problem bleibt unge-
löst. Die Schweiz verfügt über eine Bank, die nicht
untergehen darf. Das «Too big to fail»-Regime hat
den Härtetest bei der Credit Suisse nicht bestan-
den. Und eine Ersatzlösung, die dafür sorgt, dass
endlich auch in der Finanzindustrie die Firmen die
Folgen ihres Tuns tragen müssen, ist nicht in Sicht.
Entsprechend gross bleibt der Anreiz für Bank-
manager, übermässige Risiken einzugehen.

Die Übernahme der Credit Suisse bleibt ein
ordnungspolitischer Sündenfall. Zwar konnte eine
Finanzkrise im In- und Ausland verhindert werden.
Das erfolgte aber zu einem hohen Preis. Der Bund
musste wieder einmal die Gesetze des Marktes aus-
ser Kraft setzen. Und die SNB sah sich gezwungen,
Liquidität bereitzustellen, ohne hierfür – wie eigent-
lich üblich – ausreichende Sicherheiten zu erhalten.
Dass nun die UBS auf staatliche Garantien verzich-
tet und der Steuerzahler schadlos gehalten werden
kann, ändert nichts daran, dass die Schweiz von einer
Lösung ihres Bankenproblems weit entfernt bleibt.

Gipfel zur Rettung des Regenwaldes

Lula hat primär politische Motive
WERNER J. MARTI

Zum ersten Mal seit vielen Jahren haben sich diese
Woche die achtAmazonas-Anrainerstaaten zu einem
Gipfel zur Rettung des Regenwaldes getroffen.Präsi-
dent Lula da Silva hatte die Präsidenten in die brasi-
lianische Urwaldmetropole Belém gerufen, in der er-
klärtenAbsicht, dieAbholzung in der ganzen Region
bis 2030komplett zu stoppen.InderBerichterstattung
überdenGipfel erregte einigesAufsehen,dassLula in
Brasilien zwardieAbholzungbeendenwill,abernicht
bereit ist,auch die für denWald schädliche Förderung
von Erdöl zu stoppen. Der scheinbare Widerspruch
zeugt von einem falschen Verständnis der Motiva-
tion von Lula. Der brasilianische Präsident ist nicht
ein genuinerGrüner, sondern er hat primär politische
Motive,den Schutz des Regenwaldes voranzutreiben.

Lula hat seine Karriere als Gewerkschafter der
Metallarbeiter und als Mitbegründer der brasilia-
nischen Arbeiterpartei begonnen. Die Arbeiter-
schaft und generell die ärmere Bevölkerung sind
immer noch seine wichtigste Klientel. Soziale Bes-
serstellung hat dort für viele – begreiflicherweise –
eine höhere Priorität als Umwelt- und Klimaschutz.
LulasBilanzbeimSchutzderBiosphäre ist dennauch
durchzogen. Die Erdölförderung fällt in die Zustän-
digkeit der staatlichenGesellschaft Petrobras.Deren

Gewinne können in soziale Verbesserungen inves-
tiert werden. Lula will deshalb nicht darauf verzich-
ten.UnterdenNutzniessernderAbholzungdesAma-
zonasgebiets – Farmer, Holzfäller und Goldgräber –
dürften hingegen nur wenige Lula-Wähler sein.Auf
diese Gruppe muss er weniger Rücksicht nehmen.

Provisorische Daten zur Abholzung deuten auf
eineklareReduktion seitLulasAmtsantritt imJanuar
hin,wobei dieRodungssaisonnoch läuft.Ganzanders
sieht esbei derLandwirtschaft inderCerrado-Feucht-
savanne aus, welche für die Volkswirtschaft wesent-
lich wichtiger ist (50 Prozent der Soja werden dort
angepflanzt, gegenüber 14 Prozent in derAmazonas-
region). Für den Cerrado zeigen die provisorischen
Zahlen für dieses Jahr eine Ausweitung der Agrar-
fläche um rund 20 Prozent. Lula ist ein Pragmatiker,
derweiss,dass ernurmit einer starkenWirtschaft poli-
tisch erfolgreich sein kann.Auch derCerrado ist aber
ein wichtiger CO2-Speicher. Entsprechend schädlich
ist dies für das Klima.

LulasWeigerung, die Erdölförderung zu stoppen,
war entscheidend für das Scheitern des von ihm an-
gestrebten Rodungsstopps bis 2030. Sie verhinderte
eine Übereinkunft mit Kolumbien, dessen Präsident
eineBeendigungderErdöl- undKohleförderungver-
langt hatte.Auf Brasilien und Kolumbien zusammen
entfallen mehr als 70 Prozent der Amazonasregion.

Eine Einigung wenigstens zwischen den zwei gros-
sen Anrainern wäre ein wichtiger Fortschritt gewe-
sen.Bei einemTeil der kleineren Staaten ist es ohne-
hin fraglich, wieweit sie die Mittel zur Durchsetzung
eines Abholzungsstopps hätten.

Doch warum setzt sich denn Lula überhaupt für
den Schutz desAmazonas ein? Seine Bilanz aus den
ersten zwei Amtszeiten von 2003 bis 2010 ist unbe-
stritten.Er hat damals die jährlicheAbholzung deut-
lich reduziert. Für Lula ist derAmazonas ein wichti-
ges Instrument der Geopolitik.Er will auf dem inter-
nationalen Parkett als verantwortlicher Führer der
Schwellenländer auftreten und so politisches Kapi-
tal schaffen.Bereits vor seinemerneutenAmtsantritt
hat er amCOP27-Gipfel inÄgypten im vergangenen
November einen besseren Schutz des Regenwaldes
versprochen.Erwill dazu auch afrikanische und asia-
tische Länder an Bord holen.

Dies ist für ihn wichtig im Hinblick auf den Ab-
schluss eines Freihandelsabkommens zwischen dem
Mercosur undderEU(undauchderEfta).DerAma-
zonas ist dort eines der zentralen Themen, die einen
Vertragsabschluss verzögern.Mit demGipfel sinddie
Südamerikaner in die Offensive gegangen, um den
DruckausEuropa zukontern.Indemsie selbst inVor-
leistung gehen, versuchen sie denVerhandlungspart-
nern in Europa denWind aus den Segeln zu nehmen.

Bildungspolitik

Nein, die Lehrer haben keinen falschen Berufsstolz
ANDRI ROSTETTER

«Gar keinen Bock aufArbeit morgen?Werde Leh-
rer*in.» Mit diesem Werbespruch hat das Kultus-
ministerium von Baden-Württemberg die Ferien-
rückkehrer in den vergangenen Tagen am Flug-
hafen Stuttgart empfangen.Die Provokation zeigte
Wirkung – allerdings die falsche. Die Lehrerver-
bände reagierten beleidigt, die Opposition gab sich
empört. Eine Verhöhnung des Berufsstandes sei
das, «niveaulos» und «skandalös».

Der Impuls des Kultusministeriums war
eigentlich richtig gewesen. Wer heute auf den
Lehrermangel aufmerksam machen will, muss sich
etwas einfallen lassen, um gehört zu werden. Die
Öffentlichkeit hat sich an die Hilferufe der Schulen
gewöhnt, die Zahlen zu den unbesetzten Stellen
verlieren langsam ihren Schrecken. Da helfen nur
noch drastische Mittel.

Inhaltlich war die Provokation aber nicht
nur falsch, sondern auch kontraproduktiv. Sie
bedient das Klischee, dass der Lehrerberuf weder
anstrengend noch schwierig sei. Wer mit solchen
pseudohumoristischen Stereotypen hausiert, muss
sich denVorwurf gefallen lassen, dass er selber zur
Erosion des Berufsbildes beitrage und damit den
Lehrermangel noch befeuere.

Auch in den Bildungsämtern dürfte bekannt
sein, dass das gesellschaftliche Ansehen eines Be-
rufs ein Faktor für dessen Anziehungskraft ist. In
dieser Hinsicht hat der Lehrerberuf in den vergan-
genen Jahrzehnten stark gelitten.Den allgemeinen
Respekt hat er schon mit dem Aufkommen der
autoritätsfeindlichen Pädagogik der Neuen Linken
Ende der 1960er Jahre eingebüsst.Überlastung,Re-
formbürokratie, fehlende Perspektiven und über-
griffige Eltern haben die Attraktivität des Berufs
weiter geschmälert. Der Lehrermangel ist letztlich
zugleich Folge und Ursache dieser Entwicklung.
Dabei ist unbestritten, dass die Bildung nur so gut
ist wie die Qualität der Lehrpersonen.

AmDonnerstag kündigte der Schweizer Lehrer-
verband in einerMedienkonferenz einen «Aktions-
plan Bildungsqualität» an. Der Verband will damit
«mit politischen Instrumenten die Politik zu konkre-
temHandeln zwingen».Er fordert «strukturelleAn-
passungen»,um die Bildungsqualität hoch zu halten.
Wie das gehen soll,will derVerband dann imHerbst
konkretisieren.Auch wenn das inhaltlich noch etwas
wolkig ist: In diesem Punkt hat der Verband recht.
Die Qualität der Bildung erodiert, wenn die Schu-
len auf Personen ohne adäquate Ausbildung ange-
wiesen sind. Es zeugt von einem seltsamen Bil-
dungsverständnis, wenn gewisse Medien nun for-

dern, die Lehrerinnen und Lehrer müssten endlich
von ihrem hohen Ross herunterkommen und auf-
hören, über die sinkende Qualität der Schulen zu
jammern. Ist es wirklich falscher Stolz, wenn ge-
standene Pädagogen Mühe damit bekunden, wenn
im Nebenzimmer jemand ohne die entsprechen-
den beruflichen Qualifikationen die genau gleiche
Arbeit macht? Nein, ist es nicht. Es ist sogar ein
gutes Zeichen, wenn die Lehrerinnen und Lehrer
noch über Berufsstolz und einen hohen Anspruch
an die eigene Arbeit verfügen.

Dass jedes Jahr Tausende Lehrpersonen vor
Klassen stehen, für die sie nicht ausgebildet sind,
mag zwar eine beruhigendeWirkung haben – das
System funktioniert, die Schulen wissen sich zu
helfen. Auch für die Politik ist das bequem. Sie
muss sich nicht ernsthaft mit den eigenen Ver-
säumnissen auseinandersetzen. Doch langfristig
schadet dies der Bildung. Denn auch diese Mass-
nahme befördert das Vorurteil, dass Unterrich-
ten in erster Linie eine Frage desWillens und des
Talents sei.

Das baden-württembergische Kultusministe-
rium hat mittlerweile das problematische Plakat
überklebt. Jetzt steht dort: «Keinen Bock auf deine
jetzigeArbeit? Werde Lehrer*in.» Präzision in der
Sprache – auch das lernt man von guten Lehrern.

Die Übernahme der Credit
Suisse bleibt ein ordnungs-
politischer Sündenfall.
Zwar konnte eine Finanz-
krise verhindert werden.
Das erfolgte aber zu einem
hohen Preis.

Die Arbeiterschaft und die
ärmere Bevölkerung sind
Lulas wichtigste Klientel.
Soziale Besserstellung hat
dort für viele eine höhere
Priorität als Umwelt- und
Klimaschutz.

Die Qualität der Bildung
erodiert, wenn die Schulen
auf Personen ohne
adäquate Ausbildung
angewiesen sind.


